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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 35. 


(Nr, 8069.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sahjen- Meiningen wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Schmalkalden nach Wernshauſen. Vom 2. Juli 1872. 


Seine Majeftát der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
der Herzog von Sachfen- Meiningen, von dem Wunſche geleitet, die Eifenbahn- 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 
Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Eberhard D' Avis, 
und 
Seine Hoheit der Herzog von Sahfen-Meiningen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Staatsrath Albrecht Otto Giſeke, 


von welchen nach Anerkennung ihrer Vollmachten der nachſtehende Vertrag ver⸗ 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 


Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eifen- 
bahn von Schmalkalden nach Wernshauſen zuzulaſſen und zu fördern. Zu dieſem 
Zwecke ift die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung bereit, der Stadt. 
gemeinde Schmalkalden, welche für die im Preußiſchen Gebiete belegene Strecke 
bereits die Konzeſſion zum Bau und Betrieb Seitens der Königlich Preußiſchen 

egierung erlangt hat, die Konzeſſion auch für die im Meiningenſchen Gebiete 
elegene Strecke zu ertheilen. 


Artikel 2. 


Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung iſt damit einverſtanden, 
daß das allgemeine geſetzliche Aufſichtsrecht über die eee und das 
Bahnunternehmen von der Königlich Preußiſchen Regierung ausgeübt werde. 
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Artikel 3. : 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplans 
und der einzelnen Bauentwürfe, bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vor 
behalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche eſtſezung der Wegeübergänge, 
Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege im 
te Sachſen⸗Meiningenſchen Gebiete den dortigen kompetenten Behörden 
uſtehen. . 
Die Bahn foll zunächſt nur eingeleifig ausgeführt werden, die Stadt 
emeinde Schmalkalden jedoch verpflichtet ſein, das zweite Geleiſe in der ganzen 
Bahnlänge herzuſtellen, ſobald die Königlich Preußiſche Regierung dies verlangen 
. Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,135 Meter im Lichten der Schienen 
etragen. 


Artikel 4. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn adele Grundſtücke geſchieht , 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der beiden Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden, be⸗ 
ziehungsweiſe zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. 

Jede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet das Expropriations⸗ 
recht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel 5. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſchem Gebiete entſtehen und gegen ihn mo gemacht werden mod) 
ten, Der Seel Sachen - Meiningenfchen Gerichtsbarkeit und den Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 


Artikel 6. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden nach Maßgabe des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten 
ſtationirten „ ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei 
den kompetenten Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 

: Die im Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Gebiete angeſtellten Beamten 
der Geſellſchaft find den Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Landesgeſetzen unter⸗ 
worfen. Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 

Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenver⸗ 

bande des Heimathslandes nicht aus. ; 

A ie Stadtgemeinde Schmalkalden ſoll verpflichtet werden, die von ihr ar 
zuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme 
der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗ 
anſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte 
Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. . 
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Artikel 7. : 


Die Stadtgemeinde Schmalkalden hat der Herzoglich Sachſen⸗Meiningen⸗ 
ſchen Regierung eine jährliche Abgabe zu entrichten, welche der im Königreiche 
Preußen zufolge der Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859. vom 
Reinertrage der Privat⸗Eiſenbahnen zu erlegenden Abgabe entſpricht. Zu dieſem 
Behufe wird die Königlich Preußiſche Regierung dieſe Abgabe von der Stadt⸗ 
gemeinde erheben und von dem Betrage derſelben an die Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſche Regierung denjenigen Theil abführen, welcher nach dem Ver⸗ 
hältniſſe der Geſammtlänge der Bahn von Schmalkalden nach Wernshauſen zu 
der Länge der davon auf Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchem Gebiete belegenen 
Strecke auf die letztere entfällt. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich postnumerando und zum erſten Mal 
‘ies 48 die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende 

echnungsjahr. N 

Außer der vorbezeichneten wird die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Ree 
gierung von dem Unternehmen keine öffentlichen Abgaben erheben. 


Artikel 8. 


Die Feſtſetzung des Fahrplans, ſowie die Feſtſetzung des Lokaltarifs für 
den abe thin cute der Bahn Schmalkalden⸗Wernshauſen bleibt 
der Königlich Preußiſchen Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch weder im 
Perſonen⸗ noch im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſicht⸗ 
lich der Beförderungspreiſe und der Zeit der Abfertigung ein Anterſchied gemacht 
werden. Auch ſind die vertragſchließenden Regierungen darin einverſtanden, daß 
im direkten Güterverkehr eine Expeditionsgebühr nur für die Verſandt⸗ und die 
Empfangsſtation zur Erhebung kommen ſoll. 


Artikel 9. , 


i Beiden Hohen Regierungen wird der Stadtgemeinde Schmalkalden gegen⸗ 
über das Recht reſervirt werden, die in Ihren reſp. Gebietenbelegenen Strecken 


nach Maßgabe der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über Eiſenbahn⸗ 


Unternehmungen vom 3. November 1838. an ſich zu bringen. Ungeachtet einer 
hiernach etwa eintretenden Aenderung in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn 
ſoll eine Unterbrechung des Betriebes auf derſelben niemals eintreten, vielmehr 
wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes unter Anwendung 
gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahnlinie zuvor eine 
den Verhältniſſen angepaßte Verſtändigung Platz greifen. 


Artikel 10. oR 
Beide Hohe Regierungen find darüber einverftanden, daß die Konzeſſion 


zum Bau und Betriebe der Bahn davon abhängig gemacht werden ſoll, daß 


die Stadtgemeinde Schmalkalden ſich oe td edingungen unterwirft, welche 
im Jutereſſe der Poft-, Militaire und Telegraphenverwaltung den im Königreich 
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Preußen in neueſter Zeit eee Bahnen auferlegt worden ſind oder 


künftig durch Bundesbeſchlüſſe allgemein noch auferlegt werden möchten. 

In Bezug auf die Beſchädigung der Bahn in Kriegsfällen ſollen die Be⸗ 
ſtimmungen des Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. auch für das Her⸗ 
zoglich Sachfen⸗Meiningenſche Gebiet Geltung haben. 


Artikel 11. 


, Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche Regierung wird nichts dagegen 
zu erinnern finden, wenn die Stadt Schmalkalden den Betrieb der Bahn mit 
feln. der Königlich Preußiſchen Regierung an einen Dritten überlaſſen 
ollte. i 


Artikel 12. 


Beide vertragſchließende Regierungen behalten fic), eine jede für fic), das 
Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die Ausfüh⸗ 
rung der Bahn nicht ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1875. begonnen ſein wird. 


Artikel 13. 


Dieſer Vertrag fol in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausge- 
fertigt und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die 
Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſpäteſtens binnen vier 


Wochen erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 2. Juli 1872. 
(L. S.) Eberh. D' Avis. (L. S.) Albrecht Giſeke. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Rati⸗ 


1 fikations⸗Urkunden iſt bewirkt worden. 
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Bekanntmachung. ES 


Nach Vorschrift des Geſehes vom 10. April 1872. (Gefeg-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Mai 1872. und der durch denſelben 
enehmigte Nachtrag zu dem revidirten Reglement für die Feuer⸗ 
ozietät des platten Landes des Herzogthums Sachſen vom 21. Auguſt 1863. 

(Geſetz⸗Samml. S. 545. ff.) durch die Amtsblätter 


der Königlichen Regierung zu Merſeburg Nr. 25. S. 132., aus» 

gegeben am 22. Juni 1872., : 

der Königlichen Regierung zu Erfurt Nr. 26. S. 116/117., aut» 
gegeben am 22. Juni 1872. 


2) das Statut für den Siegburg⸗Mülldorfer, Ober, und Nieder-Mendener 
Schutz⸗Deichverband im Siegkreiſe vom 22. Mai 1872. durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Cöln Nr. 24. S. 101/102,, 
ausgegeben am 12. Juni 1872. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Mai 1872. und der durch denſelben 
genehmigte 3. Nachtrag zu dem revidirten Reglement für die Feuer⸗ 
Sozietät der Provinz Poſen vom 9. September 1863. (Geſetz⸗Samml. 
S. 577. ff.) durch die Amtsblätter 


der Königlichen Regierung zu Poſen Nr. 26. S. 190., ausgegeben 
am 25. Juni 1872., 

der Königlichen Regierung zu Bromberg Nr. 26. S. 172/173, 
ausgegeben am 28. Juni 1872. 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Mai 1872., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen: 
1) von Teltow nach Tempelhof, 2) von Teupitz nach der Bahnſtation 
Halbe, im Kreiſe Teltow, durch das Amtsblatt der Königlichen Regie⸗ 
rung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 28. S. 205., ausgegeben 
am 12. Juli 1872. 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. Mai 1872. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Teltower Kreiſes im 
Betrage von 65,000 Thalern V. Emiſſion durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 28. 
S. 205. bis 207., ausgegeben am 12. Juli 1872. ; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Mai 1872., betreffend die Verleihung 
der fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis- 
Chauffeen im Kreiſe Roſenberg: 1) von Roſenberg über Klein⸗Borek bis 
ur Landesgrenze bei Bodzanowitz und 2) von Klein⸗Borek bis zur 

ubliniger Kreisgrenze zum Anſchluß an die Lublinitzer Kreis⸗Chauſſee 
von 
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von Schirokau über Cziasnau nach Pawonkau, durch das Amtsblatt 4 
der Königlichen Regierung zu Oppeln Nr. 32. ©. 171/172., ausgegeben 
am 9. Auguſt 1872. ;. 


das Allerhöchſte Privilegium vom 29. Mai 1872. wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Kreis. Obligationen des Rofenberger Kreiſes im 
Betrage von 35,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen Regie⸗ 
rung zu Oppeln Nr. 32. S. 172/173., ausgegeben am 9. Auguſt 1872. 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juni 1872., betreffend eine Abänderung 
der der Stadt Berlin am 28. Oktober 1868. und 30. Auguſt 1869. 
ertheilten Privilegien zur Ausgabe auf den Inhaber lautender fünfprozentiger 
Stadt Obligationen zum Geſammtbetrage von 4,500,000 Thalern, 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der 
Stadt Berlin vom 28. Juni 1872. Nr. 26. S. 185.; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juni 1872., betreffend die Erhebung des 
Chauſſeegeldes auf der Teltow⸗Zehlendorfer Chauſſee, durch das Amts- 
blatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 28. S. 210., ausgegeben am 12. Juli 1872. 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Juni 1872., betreffend eine Abänderung 
des Privilegiums vom 19. Oktober 1870. wegen Ausfertigung auf den 
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. Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Marienburger Kreiſes im Be⸗ 
eS trage von 400,000 Thalern, durch das Amtsblatt der Königlichen Re⸗ 
* gierung zu Danzig vom 24. Juli 1872. Nr. 30. S. 129.; 

a 11) das Statut der Wieſengenoſſenſchaft im Muhrbachthale, Kreiſes Solingen, 
2 vom 8. Juni 1872. durch das Amtsblatt der Königlichen ee zu 
3 Düſſeldorf Nr. 29. S. 243. bis 245., ausgegeben am 20. Juli 1872. 
+ 12) das Statut des Sommer-Deichverbandes für den Mittelwerder und die 
E: anliegenden Ortſchaften auf der Danziger Nehrung vom 12. Juni 1872. 


i durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig vom 
* 17. Juli 1872. Nr. 29. S. 127/128. 


eae 13) das Allerhöchſte Privilegium vom 17. Juni 1872, wegen Kreirung 
JA einer dritten Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen für die 
je, Stadt Charlottenburg zum Betrage von 80,000 Thalern durch das 
E Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt 
ae Berlin Nr. 30. S. 223. ff., ausgegeben am 26. Juli 1872,; 


14) das Allerhöchſte Privilegium vom 26. Juni 1872. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Caſſel zum Betrage 
von 700,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Caſſel Nr. 27. S. 146. bis 148., ausgegeben am 31. Juli 1872.; 


y 
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3 15) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juni 1872., betreffend die Genehmi- 

j gung eines Nachtrags zum Statut der Preußiſchen Central-Bodenkredit- 

; ktiengeſellſchaft vom 21. März 1870. (GeſetzSamml. ©. 254.), 2 
; da 
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das Amtsblatt ber Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 32. ©. 244., ausgegeben am o fe ae 
10“) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juli 1872., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 


Chauſſee an der Moſel von Berncaſtel aufwärts über Andel bis Mül. a 
heim im Kreiſe Berncaftel, durch das Amtsblatt der Königlichen Regie 3 


. rung zu Trier Nr. 32. S. 151., ausgegeben am 8. Auguſt 1872.; 2 
\ 17) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Juli 1872. und das durch denfelben er 
g genehmigte Reglement für die Verfaſſung und Verwaltung der Irren⸗ ie 


Heil- und Pflegeanſtalt der Niederlaufig zu Sorau durch das Amtsblatt ae 
der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 33. S. 239. bis 241., ee 
ausgegeben am 14. Auguſt 1872. ; E 


18) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Juli 1872. und der durch denfelben * 
enehmigte dritte Nachtrag zu den Statuten für die vereinigte landſchaft⸗ 8 
iche Brandkaſſe zu Hannover durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 34. 99 
S. 281. bis 283., ausgegeben am 16. Auguſt 1872. 
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q Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. e E 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 
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